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KomgreichPreußen
Erkenntnißdes KöniglichenOberverwaltungsgerichts, die Fort-
dauer der Verpflichtung der Gutsherrschaften in Schlesien zur

Entrichtung von Beiträgen zum Lehrergehalt betreffend.
Vom 29. November 1876.

Jm Namen des Königs.
Jn der Verwaltungsstreitsache

des Fürsten v. P., Klägers und Revisionsklägers,
,

wider «

die Schursozietnsz-—K»Verlagte und Revisiousbeklagte
hat das KöniglicheQber-Verwaltungs-Gericht in seiner Sitzung
vom 29. November 1876,

«

an welcher 2c. 2c. Theil genommen haben-
für Recht erkannt, -

daß auf die Revision des Klägers das Erkenntniß dess-
«

KöniglichenBezirksverwaltungsgerichtszu Oppeln vom

29. Mai 1876 mit der Maßgabe, daß der Werth des

Streitgegenstandes auf 7000 Mark festzusetzen,zu bestä-
tigen, dem Revisionsklägerauch die Kosten des Revi-

sionsverfahrenszur Last zu legen.
«

Von Rechts Wegen.
Gründe: -

,

Die Gemeinden Z. und K. bilden einen Schulverband.
Zu den Emolumenten des katholischenLehrers im Schulorte Z.
hat der Fürst v. P. bisher den im §. 19 des Schul-Reglements
VOJU18. Mai 1801 »der Herrschaft-«zur Last gelegten Antheil
belgetkagelkiEr hält sich hierzu nach Inkrafttreten der Kreis-

okdnfmgnicht fernerverpflichtet indem er annimmt, daß durch
die §»§s23- 45 fl· 135 IX. derselben der letzte Rest der guts-

herrlichenGewalt beseitigt und damit der gesetzlichnicht defi-
mrte Begriff »Gutsherrschaft«zu bestehen aufgehört habe. Er

verweigerte in Folge dessen die gutsherrlichen Leistungen, wurde
aber zur Fortgewährungderselben von den Verwaltungsbehör-
den angehalten Er rief nunmehr unterm Il. Oktober 1875 in

;

Gemäßheitdfs §. 135 X. Nr. 1 der Kreis-ordnung die Entschei-
dung des Kkelsausschussesan und beantragte, gegen die Schul-
spzietätZ—-K. klagend, unter Vorbehalt des ordentlichen Rechts- «

weges dahin zu erkennen:«xr3;?"rks..-

daß verpflichtetjdienach Inhalt der Stillest-
schenPVEWaLGesetzgtöbungnamentlich der Sehnt-Re-
glemeuts vom 3. November 1765 und 18. Mai 1801-

sowie nach den Bestimmungen des Allgemeinen Land-

rechts den Gutsherrfchaften auferlegten oder auf Grund

dieser gesetzlichenBestimmungen von den Königlichen

VerwaltungsbehördenfestgesetztenBeiträge zur Unterhal-
tung der an der katholischen Volksschule in Z., Kreis

P., fungirenden Lehrer zu leisten, die beklagte Schulge-
meinde vielmehr schuldig, anzuerkennen, daß ihm —

dem FürstenP. — eine Verpflichtung zur antheilweisen
Unterhaltung der an der genannten Schule fungirenden
Lehrkräfte nicht obliegt.

Die beklagte Schulfozietät bat um Abweisung, wurde je-
doch durch Erkenntniß des Kreisausschusses des Kreises P. vom

4. Dezember 1875 nach dem Klageantrage verurtheilt.
Die beklagte Schulgemeinde legte gegen diese Einscheidung

Berufung ein und das KöniglicheBezirksverwaltungsgerichtzu

Oppeln erkannte darauf, nachdem es festgestellt hatte, daß der

Fürst P. am 25. November 1872 das Vokationsrecht für die

Schulstelle in Z. ausgeübt und die Verpflichtung zur antheili-
gen Tragung des Gehaltes und der Emolumente in dem Re-

venüen-VerzeichniffeVon demselben Tage anerkannt hat, un-

term 29. Mai 1876 dahin:

daß die Entscheidung des Kreisausschusses des Kreises

P. vom 4. Dezember 1875 aufzuheben, Kläger mit sei-
ner Beschwerde und seinem Antrage vom 11. Oktober

v. J. abzuweisen und gehalten, die Kosten und baaren
Auslagen des Verfahrens beider Instanzen, sowie die

erforderlichen baaren Auslagen der obsiegtichenWartei
zu tragen, und daß der Werth des Streitobjektes auf
3500 Mark festzusetzen

Der Berufungsrichter begründet seine Entscheidung folgen-
dermaßen:

«

Zutreffend ist allerdings, daß der Begriff: ,,Gutsherr-
schaft« gesetzlichnicht desinirt ist; Gutsherrschaft und

Gutsherrlichkeit ist aber nicht sowohl ein Rechts-Justi-
tut, wie Kläger behauptet, als vielmehr ein historisch
gewordenes theils ftaatsrechtliches, theils privatrechtli-
ches Verhältniß des landsäsfigen Adels zu seinen Hin- .

terfassen, ein im Laufe der Jahrhunderte stattgehabter
Uebergang landesherrlicher Hoheitsrechte auf
die Besitzer der Herrschaften (immunitai;es), respektive

X
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eine obrigkeitliche, — in der Regel mit dem Befitze
eines Ritter- oder Dominialgutes verbundene Gewalt

gegen die Territorial-Einsassen, welche sich in den ver-

schiedenen Sphären des öffentlichenLebens manisestirte,
bezüglichder Schule in Schlesien und der Grafschaft
Glatz in dem Rechte des Gutsherrn: den Lehrer zu voziren
und in der korrespondirenden Pflicht zum Unterhalte des

Lehrers beizutragen, wie dies durch das Provinzial-Ge-
setzresp. schließlichdurch das Reglement für die niederen

katholischenSchulen vom 18. Mai 1801 festgestelltworden.

Die Deduktion des Klägers geht nun dahin, daß
die Gutsherrschaften successive aller einzelnen At-

tribute entkleidet worden, daß die Rechtsinstitution
der Gutsherrschaft mithin vollständig untergegan-

gen, und daß gegen eine gar nicht mehr existirende
Persönlichkeit ein Anspruch weder rechtlich noch faktisch
erhoben werden könne.

Es sind nun zwar die gutsherrlich obrigkeitlicheu
Gewalten —- abgesehen von den privatrechtlichen Ver-

hältnissenz. B. dem Eigenthumsrechte der Gutsherrschaft
an der Dorsaue —- mit einer einzigen Ausnahme seit
1807 allmählichin Wegfall gekommen, die Stellung des

Gutsherrn zur Schule ist aber durch die neuere Gesetz-
gebung unberührt gelassen. Bezüglich der einschlagen-
den Gesetzgebung bis zur Emanation der Kreisordnuug
vom 13. Dezember 1872 ist dies durch «dieEntscheidung
des KöniglichenOber-Tribunals vom 4. Januar 1865

. (Striethorst’s Archiv für Rechtsfälle Band 58 Seite 44

sub b) festgestellt und bleibt«demnach nur noch zu er-

örtern, ob durch die Bestimmungen der Kreisordnung
etwa die guts-herrlichen Rechte und Pflichten in Anse-
hung der Schule aufgehoben worden?

Diese Frage muß zweifellos verneint werden, da

nur noch lediglich die Polizeigewalt der Gutsherren
durch die Kreisordnung resp. durch §.46 aufgehoben
worden, welcher dahin lautet: »die Polizei wird im Na-

men des Königs ausgeübt; die gutsherrliche Polizeige-
walt ist ausgehoben.« Ueber die Aufhebung der Rechte
und Pflichten des Gutsherrn gegen die Schule enthält
die Kreisordnung ebensowenig eine Bestimmung als

die voraufgehenden Gesetze und ist mithin die klägerische
und mit ihr die erstrichterlicheDeduktion eine hinfällige.
Es übersieht aber auch Kläger und mit-ihm der erste

Richter, daß der Klageantrag etwas gesetzlichUnzuläs-
siges und Unstatthaftes intendirt, nämlich von den Ver-

waltungs-Justizbehörden eine Entscheidung zu erlangen,
wonach das von der Staatsregierung als giltiges Pro-
vinzialgesetzfür Schlesien gehandhabte Schulreglement
vom 18. Mai 1801 außer Anwendung erklärt und ge-

setztwerden«soll,wenigstens bezüglichder den Gutsherr-
schaften darnach obliegenden Schullasten, daß aber v or-

handene Gesetze —- (und daß ein solches das ge-

dachte Schulreglement ist, ist nicht bestritten) —- so
lange in Kraft bleiben, bis sie vom Gesetzgeber
ausdrücklich außer Wirksamkeit gesetzt sind
und durch Präjudikate ec. nicht aufgehoben
werden können, wie solches die §.59 bis 61 der

Einleitung zum Allgemeinen Landrechte klar und un-

zweifelhaft bestimmen.

Gegen diese Entscheidung hat Kläger fristzeitig Revision
eingelegt und beantragt:

unter Vernichtung des Erkenntnisses des Königlichen

Verwaltungsgerichts zu Oppeln vom 29. Mai 1876

das Erkenntniß des Kreis-Ausschusses des Kreises P.
vom 4. Dezember 1875 wieder herzustellen und die Ko-

sten und baaren Auslagen der ersten und dritten Jn-
stanz der beklagten Schulgemeinde, der zweiten Jnstauz
dem Kläger aufzuerlegen.

Der Revisionskläger bemängelt, daß das Erkenntniß des

Berufungsrichters den Parteien nicht durch Vermittelung des

Kreisausschusses behändigt worden sei und wirft dem Vorder-

richter Verletzung des §. 13 des Schulreglements vom Z. No-

vember 1765, des §. 33 des Schulreglements vom 18. Mai

1801, des.§.125 Titel 7 Theil II. Allgemeinen Landrechts,
der §§.1 und 3 des Publikations-Patents vom 5. Februar
1794, der §§. 59, 60 Einleitung des §. 22 Titel 12 Theil 11.

Allgemeinen Landrechts, der §§. 27, 28 Titel 13 Theil l der

Allgemeinen Gerichtsordnung vor, weil er angenommen habe,
das Lehrer-Berufungsrecht stehe in Schlesien den Gutsherr-
schaften zu und sei ein Korrelat der Pflicht zur antheilweisen
Unterhaltung des Lehrers, während auch in Schlesien das Be-

rufungsrecht der Gerichtsobrigkeit gebühre, und der Verpflich-
tungsgrund der Herrschaften zur antheilweisen Unterhaltung des

Lehrers »die obrigkeitliche Gewalt der Gutsherren über ihre
Unterthanen« gewesen sei. Diese gutsherrliche Gewalt habe
sich bis zum Erlasse der Kreisordnung in der Polizeigewalt,
dem Ernennungsrechte der Schulzeit und Schöppen, dem Rechte
der Beaufsichtigung der Vermögens-Verwaltung der Gemein-

den ge·äußert.Mit Beseitigung dieser Rechte durch §§. 23, 46,
135, IX. der Kreisordnung habe die ,Gutsherrschaft« aufge-
hört, eine Person zu sein. Daß sein— geantrag darauf hin-

ziele, die angezogenen Gesetzeaußer Anwendung zu setzen, be-

streitet er; er wolle nur anerkannt wissen, daß die darin »Guts-

herrschaften«benannten Personen nicht mehr beständen. Jn-
dem der Vorderrichter dies auf dem Gebiete des Schulrechtes
nicht annehme,· verletze er §. 108 Einleitung und §. 2 Titel 16

Theil I. Allgemeinen Landrechts.

Jn Betreff des Kostenpunktes will Kläger dem §. 72 des

Gesetzes vom Z. Juli 1875 die Auslegung gegeben wissen, daß
die Kosten der Justanz von demjenigen zu tragen seien, wel-

cher in der Instanz unterliege. s»

Die beklagte Schulgemeinde sticht in ihrer Gegenerklärung
diese Ausführungen zu widerlegen, bemerkt, der durch das

Edikt vom 9. Oktober 1807 ausgehobene §. 125 Titel 7 Theil
Il. Allgemeinen Landrechts könne nicht mehr verletzt werden

und bittet um Bestätigung der angesochtenen Entscheidung
Bei der miindlichen Verhandlung ist von dem klägerischen

Vertreter noch ausgeführt worden, daß die gutsherrlichen Lei-

stungen für den Lehrer als objektiv-persönlicheForderungsrechte,
nicht als Reallasten anzusehen seien, wie schon daraus hervor-

gehe, daß der §. 6 des Gesetzes vom 2. März 1850 (Gesetz-
Sammlung Seite 77) ausdrücklichdie Schulbaupflicht, insoweit
sie nicht Gegenleistung einer ablösbaren Reallast, von der Ab-

lösbarkeit ausschließe,der Abgaben und Leistungen für den Leh-
rer aber nicht erwähne, daß es Gutsherrschasten, Unterthanen,
Stellenbesitzer, Einlieger, welche das Reglement vom 18. Mai

1801 nenne, nicht mehr gäbe, daß es selbst Schulen im Sinne

jenes Reglements ,,Schulen für den gemeinen Landmann« nicht
mehr gäbe, vielmehr nur »Volksschulen« —- vou gleicher Ein-

richtung in den Dörsern und in den Städten —- beständen,

daß auf die Volksschulen die Bestimmungen des Reglements
· überall unanwendbar seien, thatsächlichauch dieGemeiudelei-

--

..«x".
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sthgen nicht mehr von den Stellenbesitzern 2c., sondern·von

den Hausvätern nach Maßgabe der landrechtlichen Vorschriften
aufgebracht würden.

Schließlich ist von ihm noch bemerkt worden, daß, wenn

das Auenrecht nicht als äominium reservatum, sondern als

Ausfluß der Gutsherrlichkeit anzusehen sei, auch dies Recht mit

der Gutsherrlichkeit gefallen sei, und daß ,,Gutsherrlichkeit«
,,Herrschaft«nach schlesischemRechte nichts anderes sei, als die

Vogtei der freien Landsassen über ihre Hintersassen,welche nicht
mehr bestehe.

Es war, wie geschehen, zu erkennen.

Es kann zunächst dem Revisionskläger nicht darin beige-
pflichtet werden, daß die jetzt in Schlesien auf dem platten
Lande bestehenden Schulen andere seien, als die, von denen

das Reglement vom 18. Mai 1801 spricht. Jm Eingange des

letzteren heißt es wörtlich:
Unter den niederen Schulen, für welche Wir hier be-

sondere Vorschriften ertheilen, verstehen Wir solche Unter-

richts-Anstalteu in den Städten und auf dem platten
Lande, die ganz eigentlich zur Bildung für den Bür-

ger und den gemeinen Landmann bestimmt sind und

wo ihm die Kenntnisse, deren er in seinem Wir-

kungskreise und zur Betreibung seines Gewer-

bes bedarf, beigebracht werden.

Ihnen setzt das Reglement ausdrücklichdie Schulen ent-

gegen, ,,worin todte Sprachen ic. gelehrt werden«
Daß nach diesen Begriffs-Bestimmungendie jetzt auf dem

platten Lande in Schlesien bestehenden Schulen ,,niedere Schu-

len«,fiir welche das Reglement gegeben ist, sind, erscheint fo-
mit unzweifelhaft. Auch ist nicht abzusehen,wie Klägerzu der

Behauptung kommt, daß es Stellenbesitzer, Einlieger nicht mehr
gäbe, unddaß die den letzteren nach dem Reglement obliegen-
den ·Leistungenjetzt von den Hausvätern nach landrechtlichen

Bestimmungenaufgebracht würden. Stellenbesitzerund Einlie-
ger giebt es noch heute in den Dörsern und es ist notorisch«
daß bei den meisten katholischenDorfschulen in Schlesien der

Vertheilungsmaßstsbdes §. 19 b. o. ä. des Reglements be-

steht.Wird davon bei einigen Schulen abgewichen, so ge-
schleht dies auf Grund einer freien Vereinbarung der Interes-
senten, Jus Welcher der Herrschaftim Allgemeinen weder Rechte
IkochPfllchten erwachsen. Wenn der Kläger mit seiner desfall-
sigen — nur sehr beschränktrichtigen —- Behauptung nur hat
dakthun wollen,daß die Bestimmungendes Reglements viel-
fach JUHckktenundUnbilligkeitenführen, auf die gegenwärti-

igcsnDäMVekhaltmsshwo Handel,Gewerbe und Industrie auch

selbst Isoexildanzutkessensind,«nicht mehr passen und deshalb

erse t s
·

en Gemeinden vielfach durch freie Vereinbarungen
·

tz MJL»soMag das richtig fein. Aber derartige Verhält-
nisseernechtigenden Richter nicht, ein Gesetzais ,,cmiiquin«
sUV beseltlgt zU erachten Der Richter muß es anwenden, so

langeestvan Gesetzgebernicht ausdrücklichaufgehoben ist (§§.
59 ff. EinleitungAllgemeinen Landrechts). Es kann daher bei

TäkßEntscheidungnur von der Annahme ausgegangen werden-

S·

ie hier in Rede stehende Schule eine niedere Schule im
inne des Reglements vom 18. Mai 1801 ist nnd daß das

letztere nochheute Gesetzeskmsihai
,

errier§. 19 desselbenlegt die hier streitigenLeistungen der

H Oftauf. Klager hält jedoch die Bestimmung für besei-
tigt,Weil vdieHerrschaft des Charakters der Obrigkeit, der Vog-
tei, entkleidet und damit auch die aus ihr entsprungene Ver-
pflichtung des §· 19 in Wegfallgekommen sei, nnd event. weil

mit der Einführung der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872

jedenfalls die Gutsherrschaften zu bestehen aufgehört hätten.
Wäre das eine oder das andere richtig, fo würde allerdings
eine Heranziehung des Klägers zu den streitigen Leistungen
nicht erfolgen können. Seine hierauf bezüglichenAusführun-

gen können jedoch für zutreffend nicht erachtet werden.

Es ist zwar dem Kläger darin beizupflichten, daß die Be-

stimmungen des Reglements vom Z. November 1765 und 18.

Mai 1801 wegen der Beitragspflicht der Gutsherrschaften zu

dem Lehrergehalte die Erbunterthänigkeit,die Vogtei zur Vor-

aussetzung hatten, und daß diese Voraussetzung nicht mehr zu-

trifft, nachdem die Erbunterthänigkeitdurch das Edikt vom 9.

Oktober 1807 und die gutsherrliche Polizeigewalt durch die

Kreisordnung aufgehoben sind. Allein der Kläger irrt, wenn

er annimmt, daß die dispositiven Bestimmungen eines Gesetzes
ungültig würden, wenn die Voraussetzungen des Gesetzgebers
hinfällig geworden. Welcher Beweggrund den Gesetzgeber ge-

leitet hat, ist für den Richter bedeutungslos Er hat nach Preu-
ßischemRechte die Gesetze anzuwenden, bis sie vom Gesetzgeber
ausdrücklichaufgehoben werden (§§. 59 und 60 der Einleitung

zum Allgemeinen Landrechte). Eine Aufhebung der in Rede

stehenden beiden Gesetzeist bisher nicht erfolgt. Die Gutsherr-
schaften Schlesiens haben daher auch ferner ihre auf Gesetz be-

ruhenden Beiträge zum Lehrergehalte zu entrichten. Kläger be-

hauptet nun zwar ferner, Gutsherrschaften gäbe es nicht mehr,
sie hätten mit dem Inkrafttreten der Kreisordnung zu bestehen
aufgehört. Wäre dies richtig, so fehlte es allerdings an einem

verpllichteten Subjekte. Allein die klägerischeBehauptung wird

durch den Jnhalt der Kreisordnung nicht bestätigt Die Kreis-

ordnung hat die Jnstitution der Gntsherrschaften nicht sowohl
aufgehoben, als vielmehr deren Stellung in kommunalrechtlicher
Beziehung im Wesentlichen aufrecht erhalten und bei der Or-

ganisation der Amtsverbände und Kreise berücksichtigt.

Allerdings gilt dies zunächstnur bezüglichder Gutsbezirke

Für diese überweist der §. 31 der Kreisordnung die Pflichten
und Leistungen, welche den Gemeinden für den Bereich ihres
Gemeindebezirks im öffentlichenInteresse obliegen, sowie die

ortsobrigkeitlichen und ortspolizeilichen Funktionen der Gemein-

devorsteher dein ,,Besitzerdes Gutes-« Jn dieser seiner öffent-

lich rechtlichen Stellung ist der Letztereder Gutsherr im Sinne

der bisherigen Kommunal-Gefetzgebung und des bisherigen
Rechts der Gutsbezirke und lediglich diese Gesetzgebung und

dieses Recht sind auch noch jetzt für die Frage maßgebend,wer

in einem Gutsbezirke der ,,Besitzer des Gutes«, das heißt der

Träger jener gutsherrlichen Rechte und Pflichten ist. Jn wei-

tergehendem Maße hat die Kreisordnung die öffentlichrechtli-

chen Beziehungen, welche in ihrem Geltungsbereiche zwischen
Gutsherrschaften und Landgemeinden bestanden, alterirt. Ju-
dem die Ersteren aufgehört haben, die Ortspolizeiobrigkeit der

.

letzteren zu sein, sind zugleich die mit dieser verbunden gewese-
nen Funktionen der Aufsicht in den kommunalen Angelegenhei-
ten der Gemeinden, soweit sie überhaupt noch zu üben sind,

auf die Kreisausschüsseübertragen.
Gleichwohl sind aber auch außerhalb des Gebietes der

Gutsbezirke die Gutsherrschaften als solche nicht aufgehoben.
Die Rechtssphärederselben erstreckt sich über jene von der Kreis-

ordnung berührten Gebiete hinaus, wie namentlich auf die

Rechtsverhältnisseder Schulen und Schulgemeinden. So lange

daher die Gesetzgebungder Gutsherrschaften nicht ausdrücklich,
oder dadurch, daß sie sämmtliche gutsherrlicheu Rechte und

Pflichten anderen Organen überträgt, anfhebt, bleiben dieselben
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bestehen. Demgemäß spricht daher auch der Gesetzgeber sowohl
in der Kreisorduung (§. 28), als auch in dem späteren ergän-

zenden Gesetzevom 26. Juli d. J. (Gesetz-Sammlung S. 297)
48 Von den Nechtsverhältnissenzwischen den Gutsher-

ren, nicht den früheren Gutsherren oder deren Rechtsnachfol-
gern und den Gemeinden.

Mit Recht nimmt hiernach der Vorderrichter die Gutsherr-

schaften als noch bestehend und die Gutsherrlichkeit des Klä-

gers hinsichtlich der Schule in Z. durch die Kreisordnung, für

nicht aufgehoben an. Wenn er hierauf die Abweisung des

Klägers stützt, so rechtfertigt dieser Grund allein das angegrif-
fene Erkenntniß.

Allerdings sucht der zweite Richter auch aus dem Lehrer-

berufungsrechte des Klägers für die Schulstelle in Z. die Ver-

pflichtung desselben, zum Unterhalte des Lehrers beizutragen-
herzuleiten, wogegen der Revisionskläger aussührt, daß weder

das Landrecht noch die schlesischen Provinzialgesetze die Ver-

pflichtung zum antheiligen Unterhalte als ein Korrelat des Be-

rufungsrechtes hinstellen. Allein ein näheres Eingehen auf diese

Ausführungen ist nicht erforderlich, da, wie oben gezeigt, die

Feststellung der Eigenschaft des Klägers als Gutsherr für die

Rechtfertigung der Entscheidung genügt. Es bedarf daher auch
keiner Erörterungder Frage, wem nach-schlesischemProvinzial-
rechte das Lehrerberufungsrecht zustehe.

Ob die gntsherrlichen Leistungen als objektiv-persönliche

Forderungsrechte, wie Kläger sie bezeichnet, oder als Reallasten

zu behandeln sind, kann dahingestellt bleiben,s da die beklagte
Schulgemeinde die in Rede stehenden Leistungen nicht als Real-

lasten in Anspruch genommen und der Kläger in jedem Falle
fiir die Leistungen aufzukommen hat. Bemerkt mag nur wer-

den, daß aus der Nichterwähnungder Leistungen für den Un- s

terhalt des Lehrers in Absatz 2 6 des Gesetzes vom 2. März
1850 (Gesetz-Samml. S. 77) weder für die eine, noch die au-

dere Ansicht etwas zu folgern ist, weil das Gesetz vom L. März
1850 beabsichtigte, die aus dem Schulverbande entspringenden
Abgaben und Leistungen, welche auf Grundstückenhasteten, zur

Ablösung zu bringen und nur für die Baupflicht eine Aus-

nahme nothwendig hielt. Ein Anhalt für die Entscheidung der

Frage, ob die den Gutsherren in Schlesien obliegenden Leistun-

gen sür den Lehrer persönlicheroder dinglichesrNatur seien, ist

daher in obiger Gefetzesstellenicht zu finden.
(Stenographische Berichte 2c. der zweiten Kammer 1849

Band I. Seite 83.)
Dem Revisionskläger kann auch schließlichnicht darin bei-

getreten werden, daß der §. 72 des Gesetzes vom 3. Juli 1875

von den Kosten der Instanz spreche. Derselbe behandelt die

Kosten des Verfahrens überhaupt und unter ,,unterliegendem
Theile« kann nur derjenige verstanden werden, welcher endgil-
tig unterliegt. Dem Kläger sind daher mit Recht auch die Ko-

«sten der ersten Instanz auferlegt worden. Die streitigen Lei-

stungen waren aber, da sie von unbeschränkterDauer sind, nicht
mit dem 121Xzfachen, sondern mit dem 25sachen Betrage zu

kapitalisiren, um den Werth des Streitgegenstandes zu finden.
Der letztere mußte demnach nicht, wie vom Vorderrichter auf
3500 Mark, sondern auf 7000 Mark festgesetztwerden.

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal-

tungsgerichts und der verordneten Unterschrift.

,

(L. s.) Persius.
O. V· G. Nr. 1065.
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Erkenntniß des KöniglichenOberverwaltungsgerichts, die Bei-

tragspflicht der Geistlichen —- auch als Lokal-Schulinfpektoren
—- und der Schullehrer zur Unterhaltung der Sozietätsfchulen

betreffend. Vom 17. Januar 1877.

Jm Namen des Königs.
Jn der Verwaltungsstreitsache

des Predigers und Lokal-Schulinspektors N. und des

Lehrers W. zu St., Kläger und Revisionskläger,
wider

die Schulgemeinde St» Beklagte und Revisionsbeklagte,
hat das KöniglicheOberverwaltungsgericht in seiner Sitzung
vom 17. Januar 1877,

an welcher ec. 2c. Theil genommen haben-
für Recht erkannt,

daß auf die Revision- der Kläger die Entscheidung des

KöniglichenBezirksverwaltungsgerichts zu Potsdam vom

30. September 1876 zu bestätigen,den Klägern auch die

Kosten des Revisionsverfahrens, unter Festsetzung des

Werthes des Streitgegenstandes auf 10 Mark, zur Last
zu legen.

Von Rechts Wegen.
Gründe:

Der Prediger und Lokal-Schulinspektor N. und der Lehrer
W. zu St. find von der dortigen Schulgemeinde zu denjenigen
nach Verhältniß der Staatssteuern zu entrichtenden Hausväter-
beiträgenherangezogen worden, deren Aufbringung zur Auf-
besserung des Lehrergehaltes, zur Fixirung des Schulholzgeldes
und zur Besoldung der Lehrerin in weiblichen Handarbeiten
erforderlich geworden war.

Unter Berufung aus das Gesetz vom U. Juli 1822 und

einen Ministerial-Erlaß vom 25. November 1867, wonach Geist-

liche und Elementarlehrer hinsichtlich ihrer Besoldungen und

Emolumente von allen direkten Kommunalauflagen vollständig
freizulassenseien, erhoben sie Klage bei dem Kreisausschusse des

OsthavelländischenKreises smit dem Antrage,
sie in ihren alten bestehenden und verbrieften Rechten zu

schützenund die Gemeinde mit ihren Forderungen ab-
« -zuweisen.

Diesem Antrage wurde jedoch von dem Kreisausschussenicht
entsprochen, die Klage vielmehr mittelst Bescheides vom 28.

April 1876 unter Bezugnahme auf §. 29 Titel 12 Theil ll.

Allgemeinen Landrechts und das Erkenntniß des Gerichtshofes
zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte vom 13. März 1869

als unbegründet zurückgewiesen.
«

Auf eingelegte Berufung bestätigte das KöniglicheBezirks-
verwaltungsgericht zu Potsdam mittelst Erkenntnisses vom 30.

September 1876 den Bescheid des Kreisausschussesaufs folgen-
den Gründen:

.

Nach den Entscheidungen des KöniglichenOber-Tribunals

vom 20. Juni 1853 (Entscheidungen Band 25, Seite Zol) und

vom 8. Oktober 1866 (Striethorst’s Archiv, Band 65, Seite

49) seien die zur Unterhaltung einer Elementarschule von der

Schulgemeinde ausgeschriebenen Beiträge nicht als Kommunal-

abgaben, sondern als Sozietätsbeiträge,zu denen jedes Sozie-
tätsmitglied verpflichtet sei, anzusehen. Sie gehörten auch nicht
zu den persönlichenLasten und Pflichten des gemeinen Bürgers,
von denen die Geistlichen nach §. 96 Allgemeinen Landrechts
Il. 11 befreit-seien und es sei deshalb das Gesetz vom Il. Juli
1822, §. 10 auf diese Beiträge nicht anwendbar. Die Refkripte
des Ministers der geistlichen Angelegenheiten, aus welche sich
die Berufungskläger beriefen, stütztensich auch nicht auf diese
Gesetze, sondern führten aus:

"
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»Der Schullehrer könne, da er, vermöge feiner amtli-

chen Stellung an der Schnlanstalt, der Korporation der

zur Schule gewiesenen Hausväter gegenüberstehe, nicht
als ein zur Schule gewiesener Hausvater betrachtet und

in dieser Eigenschaft nicht zu Schulbeiträgen herange-
zogen werden.

Jn einem wesentlich gleichartigen Verhältnissezur
Schulsozietät stehe der Ortspfarrer als Lokal-Schulw-
spektor, und die Momente, welche in einem früheren

Reskripte (vom 16. Januar 1850) zur Begründung der

dort angeordneten Freilassnng der Pfarrer Von Kirchen-
und Pfarrabgaben angeführt seien, fänden analoge An-

wendung auf die Stellung des Pfarrers zu der seiner

Aufsicht untergebenen Schulgemeinde.«
Reskript vom 18. August 1865, vom 18. April 1856

und vom LI. September 1861, in Stiehl, Zentral-
blatt von 1865, Seite 621—624, und Reskript vom

9. Dezember 1867.

Allein diesen Ausführungen könne, wenn auch die Freilas-
sung der Berufungskläger von Schulbeiträgen in der Billigkeit
liegen möge, nicht beigepflichtet werden.

Mit demselben Rechte würden die Beamten einer Kommune

als von Kommunalabgaben frei anzusehen sein, was doch nicht
der Fall sei, wenn das Gesetz es nicht ausdrücklichvorschreibe.

Zu den Hausvätern einer Schulsozietätgehörtenausnahms-
los alle selbstständigenEinwohner innerhalb des Schulbezirkes,
wenn sie auch Beamte oder Aufseher der Schulanstalt seien.

Sie müßten daher auch ihrerseits zu den Lasten der So-

zietät beitragen.
Gegen diese Entscheidunghaben die Kläger fristzeitigdas

Rechtsmittel der Revision eingelegt, und, wie folgt, gerecht-
fertigt.

Die Annahme des Vorderrichters, daß die zur Unterhal-
tung einer Elementarschnle von der Schulgemeinde ausgeschrie-
benen Beiträge nicht als Kommunalabgaben, sondern als Schul-

sozietätsbeiträgeanzusehen seien, welche jedes Sozietätsmitglied
zu entrichten habe, führe in ihren Konsequenzen zur offenbaren
Ungerechtigkeit. Denn da er, der Kläger N., nicht nur Predi-
ger von St., sondern auch von Z., dem Filiale der ersteren
Ortschaft, und als solcher auch Lokalaufseher der Schule von Z.
sei, so gehöre er in dieser Eigenschaft auch der Schulfozietät
von Z. an und würde nach den Ausführungen des Vorderrich-
ters auch zu den Sozietätsbeiträgen der SchulsozietätZ. ver-

pflichtet sein.
Mit Unrecht suche sodann der Vorderrichter die von der

höchstenSchulbehörde»in mehreren Reskripten vertretene Auf-
fassung, —

daß Schullehker nnd Lokal-Schulaufseher in ihrer amt-

lichen Stellung an der Schulanstalt der Korporation der

zUV Schule gewissenen Hausväter gegenüberstehen, da-

her nicht zu den Hausvätern gehören und als solche
auch zu den Schulabgaben nicht beitragspflichtig seien,

dadurch zu widerlegen, daß mit demselben Rechte auch die
Beamten der Kommune von den Kommunalabgaben freizuspre-
chenspielt-was jedoch nicht der Fall wäre. Denn nach der
Ugensen Ansicht des Vorderrichters seien die Schulbeamten nicht

KVMMDIUUIZsondern Sozietätsbeamten.

· Hatteder Lehrer die Pflichten eines -Mitgliedes der Schul-
spztetad sp dürften ihm auch die Rechte eines solchen nicht vor-

enthalten werdenz dies sei jedoch thatfächlichder Fall, da er

von der Wahl jin den Schulvorstand ausgeschlossensei. Hier-
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aus aber ergehe sich wiederum, daß der Lehrer eine andere

Stellung zur Schule einnehme, wie jedes andere Glied der

Gemeinde.

Nachdem die Kläger schließlichaus dem Anerkenntnisse des

Vorderrichters in Betreff der Billigkeit ihrers Anspruches auch
die rechtlicheBegründung desselbennachzuweisengesucht, haben
sie den Antrag gestellt,

unter Aufhebung des Erkenntnisses des Bezirksverwal-
tungsgerichts dahin zu erkennen, daß sie von Beiträ-

gen zur Unterhaltung der Schule in St. freizulasseusind.
Von der Beklagten ist den klägerischenAusführungen wi-

dersprochen und um Bestätigung der Vorentscheidung gebeten
worden.

Diesem Antrage war stattzugeben.
Daß in St. durch einen förmlichen, von der Aufsichtsbe-

hörde bestätigtenGemeindebefchlnßdie Unterhaltung der Schule
als eine Last der bürgerlichen(politischen) Gemeinde übernom-

men worden, ist von den Klägern nicht behauptet, auch ander-

weit aus den Akten nicht zu entnehmen. Wäre dies der Fall,
so würde allerdings den Klägern der Anspruch auf Freilassung
von Schulbeiträgen, gemäß §. 10 ff. des Gesetzes, betreffend
die Heranziehung der Staatsdiener zu den Gemeindelasten vom

11. Juli 1822 (Gesetz-Samml. S. 184) zustehen. Da jedochdiese

Voraussetzung nach Inhalt der Akten nicht zutrifft, danach viel-

mehr als thatsächlichfeststehendanzunehmen ist, daß die Schullas
sten in St. von der Gutsherrschaft und den Hausvätern der dorti-

gen Schulgemeinde nachMaßgabeder allgemeinen gesetzlichenVor-

schriften (§§. 29 ff. Titel 12 Theil Il. Allgemeinen Landrechts)
aufgebrachtwerden, so hat der Anspruch der Kläger als gesetzlich
begründetnicht erachtet werden können. Denn die Bestimmun-
gen des Gesetzes vom II. Juli 1822 beziehen sich nur auf Bei-

träge zn den Lasten der bürgerlichen(politischen) Gemeinde,
nicht auch auf diejenigen der Schulgemeinde, wie dies in über-

einstimmender konstanter Praxis der obersten Verwaltungsbehör-
den und des Qber-Tribunals wiederholt anerkannt worden ist«

—- Vergl. u. a. die Reskripte der Königl. Ministerien der

geistlichenec. Angelegenheiten und des Innern vom 31. Au-

gust und 17. September 1838 (von Kamptz Annalen Band
22 Seite 661 und 685), den Plenarbeschlußdes Ober-Tribu-
nals vom 30. Juni 1853 Entscheidungen Band 25 Seite

301) und das Erkenntnißdes Ober-Tribunals vom 29. Sep-
tember 1864 (EntscheidungenBand 52 Seite 308)«.

Aus den Bestimmungendes Titel 12 Theil 11. Allgemeinen
Landrechts aber läßt sich die gedachteBefreiung nicht herleiten.

Nach §. 29 daselbst liegt die Unterhaltung der Lehrer den

sämmtlichenHausvätern jedes Ortes, ohne Unterschied, ob sie
Kinder haben oder nicht, und ohne Unterschied des Glaubens-

bekenntnisses ob.

Als Hausväter im Sinne dieser Gesetzesvorschriftsind mit

Ausnahme des Gutsherrn des Schulortes, welchem der Schule
- gegenüberdurch das Gesetz besondere Verpflichtungen auferlegt

sind, alle Einwohner des Schulbezirkesanzusehen,welchein dem-

selben ihren beständigenWohnsitz und ein eigenes Einkommen

haben.
Erkenntniß des Ober-Tribunals vom 8. September 1851

(Striethorst’sArchiv, Band 3 Seite 269), vom 13. April 1866

(ebenda Band 62 S. 285) und vom 8. Oktober 1866 (ebenda
Band 65 Seite 49). «

.

Danach gehören auch die Kläger zu den Hausvätern der

SchulgemeindeSt., da auf sie in Beziehung zu dieser Gemeinde

die eben gedachten Voraussetzungen zutreffen.
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Hieraus ergiebt sich zugleich die Unrichtigkeit der vom Klä-

ger N. gezogenen Schlußfolgerung, daß, wenn er als Lokal-

Schulinspektor von St. zu den dortigen Schnllasten beitrags-
pflichtig sei, ihm die gleiche Beitragspflicht auch bezüglichder

Schullasten in Z. obliege, wo er gleichfalls als- Lokal-Schulw-

spektor fungire; denn er hat an letzterem Orte keinen Wohnsitz.

Kläger stellen zwar, gestütztauf die Erlasse des Unterrichts-
Ministeriums vom 18. April 1856, 21. September 1861, 18.

August 1865, 9. Dezember 1867 (Ministerialblatt für die innere

Verwaltung pro 1865 Seite 279, sowie pro 1868 Seite 62),
und vom 13. Juli 1876, ihre Eigenschaft als Hausväter der

Schulgemeinde St. um deshalb in Abrede, weil sie vermöge ih-
rer amtlichen Stellung an der dortigen Schule als Lehrer be-

ziehungsweise als Lokal-Schulinspektor der Korporation der zur

Schule gewiesenen Hausväter gegenüber ständen, sonach nicht
als zur Schule gewieseneHausväter betrachtet und in dieser Ei-

genschaft zu Schulbeiträgen nicht herangezogen werden könnten.

Allein dieser Begründung der Befreiung der Lokal-Schulinfpek-
toren und Lehrer von der Beitragspflicht zu den Schullasten
fehlt die gesetzlicheBasis.
Könnte auch allenfalls in den Worten des §. 29 a. a. O.:

»Die Unterhaltung der Lehrer liegt den sämmtlichen

Hausvätern jedes Ortes ob«

eine Gegenüberstellungder Lehrer und der Hausväter erblickt

und daraus auf die Absicht des Gesetzgebers geschlossenwerden,

daß den Lehrern die Verpflichtung zu Schulbeiträgen nicht habe
auferlegt werden sollen, so hätte es doch, da «es sich hierbei um

die Konstituirung eines Privilegiums handelte, eines präzisen
Ausdrucks dieser gesetzgeberischenAbsicht bedurft, welcher weder in

dem §. 29 a. a. O., noch weniger aber in dem §. 34, welcher

die Verpflichtung zur Unterhaltung der Schulgebäuderegelt,
gefunden werden kann.

Ebensowenig läßt sich aus dem §. 49 a. a. O. eine be-

sondere exemte Stellung der Prediger gegenüber den übrigen

Hausvätern der Schulgemeinde und daraus eine Befreiung der-

selben von den Schullasten herleiten. Wäre dies aber auch der

Fall, so würde doch an dieser Auffassung nach Erlaß des Ge-

setzes vom 11. März 1872 (Gesetz-Samml. S. 183) nicht mehr
festgehalten werden können, da nach den Vorschriften des letzte-
ren die Lokal-Schulinspektion den Geistlichen nicht mehr ipso
jure, sondern Kraft jeder Zeit widerruslichen Auftrages von

Seiten des Staates zusteht.
Auch aus den Ausführungen des Reskripts des Unterrichts-

Ministers vom 9. Dezember 1830 ·(von Kamptz Annalen le.

Seite 769) läßt sich keine dem klägerischenAnsprüchegünstige
Beurtheilung entnehmen.

Jn demselben wird bemerkt, daß, wenn auch die auf einem

besonderen Sozietätsverhältnisse und hierauf bezüglichengesetz-
lichen Vorschriften beruhende Verpflichtung zu den Beiträgen

für die gemeinen Elementarschulen den eigentlichen Kommunal-

lasten nicht beigezählt, und somit aus der Exemtion von den

letzteren eine gleichmäßigeBefreiung auch von Schulunterhal-
tungsbeiträgen an und für sich nicht gefolgert werden könne,
man sich dennoch bei dem der Zahl nach größten Theile der

Elementarschulen, nämlich bei denjenigen auf dem Lande, mit

überwiegendem Grunde für die Nichtheranziehung aller Perso-
nen vom gemeinhin sogenannten eximirten Stande entscheiden
müsse, soweit sie sich nicht im Besitze bäuerlicher Grundstücke
oder sonst zur Heranziehung geeigneter Nahrungen befinden.
Denn der Begriff der im §. 29 II. 12 Allgemeinen Landrechts
bezeichnetenHausväter des Ortes setzedoch immer eine wirkliche

und dauernde Verbindung mit der Ortsgemeinde voraus, ent-

weder als wirkliches Mitglied derselben, oder als Schutzverwand-
ter, die letztereQualität aber setzewiederum in Bezug auf eine

derartige Verbindung mit Landgemeinden nach den Bestimmun-
gen §§. 111 ff. Il. 7 Allgemeinen Landrechts ein offenbar ver-

schiedenes persönlichesVerhältniß von demjenigen des Eximir-
tenstandes, namentlich in der Regel gerade die Unterwerfung
unter die Jurisdikton des Ortsgerichts voraus, könnte mithin
bei Personen dieser Klasse, im Falle ihres Aufenthaltes auf dem

Lande ohne Erwerb ländlicherBesitzungen oder Nahrungen nicht
wohl als vorhanden angenommen werden. Allein diese Aus-

führungen können, selbst wenn sie bei Erlaß des gedachten
Reskriptes nach Lage der damaligen Gesetzgebung begründet ge-

wesen sein mögen — was dahingestellt bleiben kann — jeden-
falls gegenwärtig nach erfolgter Aufhebung des eximirten Ge-

richtsstandes nicht mehr für zutreffend erachtet werden. Denn zu

den nach Maßgabedes §. 44 Titel 7 Theil Il. Allgemeinen
Landrechts zu den Kommunalabgaben beitragspflichtigen unan-

gesesfenenDorfseinwohnern, welche das Reskript als Schutzver-
wandte bezeichnet, gehören gegenwärtigunzweifelhaft auch solche
Personen, welche früher einen eximirten Gerichtsstand gehabt
haben. Die Elementarschullehrer haben übrigens nach §.47
Titel 2 Theil I. Allgem. Gerichtsordnung niemals die Rechte
der Eximirten besessen.
Daß ferner die Befreiung der Geistlichen von Schullasten

sich auch nicht aus dem §. 96 Titel 11 Theil 1l. Allgemeinen
Landrechts herleiten läßt, ist gleichfalls bereits von dem Ober-

Tribunale wiederholt ausgesprochen worden (vergl. das oben

zitirte Erkenntniß vom 8. Oktober 1866).
Anlangend endlich die Ausschließung des Lehrers von der

Mitgliedschaftdes Schulvorstandes, so kann die Befreiung des-

selben von Schulbeiträgenhieraus ebensowenig gefolgert wer-

den, wie die Freiheit der unangesessenen Dorfseinwohner von

Kommunalabgaben aus der Ausfchließung derselben von der

Stimmberechtigung in der Gemeindeversammlung .

Nach alle dem konnte der Anspruch der Kläger nicht als

begründetanerkannt werden und waren demgemäßdie Vormi-

scheidungen zu bestätigen.
Die Regelung des Kostenpunktes rechtfertigt sich nach §. 72

des Gesetzes vom 3. Juli 1875. «

Urkundlich unter dem Siegel des KöniglichenOberverwal-

tungsgerichts und der verordneten Unterschrift.
(L. S.) Persius.

O. V. G. Nr. 289.

Ministerial-Erlaß, die Herstellung größererSchulkörper,wie die

Schulinspektion bei Vereinigung von Konfessionsschnlenbetreffend.
Vom 5. Mai 1873.

Berlin, den 5. Mai 1873.

Der EKöniglichenRegierung erwidere ich auf den Bericht
vom 27. März cr., die Schulverhältnisse von N. betreffend,
daß bei der nach den diesseitigen Akten über 80 betragenden
Zahl der evangelischen Schulkinder schon jetzt gegenüber den

allgemeinen Bestimmungen vom 15. Oktober pr. eine Ueber-

füllung der evangelischen Schulklasse vorhanden ist, und ich

deshalb für wünschenswerth erachten muß, die Vereinigung der

beiden vorhandenen konfessionell-von einander gesonderten Klas-

sen zu einer zweiklassigen Schule, den ursprünglichenIntentio-v
nen entsprechend, nicht hinauszuschieben. In dem Umstande,

daß der evangelifche Lehrer die künftig erste in der Regel mit

der geringeren Hälfte der Kinder besetzten Klasse würde zu lei-
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ten haben, während das bei seiner Wohnung im alten Schul-
hause befindliche Klassenzimmer das größereist und das ent-

sprechend kleinere sich in dem neuerbauten Schulhause befindet,
kann ich kein Hindernißerblicken, da« anscheinend einer event.

erforderlichen Vertauschung der Klassenzimmernichts entgegen-

fteht. Ebenso wenig würde es bei der Vereinigung der beiden

jetzt vorhandenen konsesfionell gesonderten einklassigen Schulen
zu einer zweiklassigen einer doppelten Schulinspektion bedürfen.
Die letztere hätte vielmehr in der Hand des bisherigen Jklspek-
tors der evangelischen Schule zu verbleiben, während dem be-

treffenden katholischen Geistlichen die Leitung des von dem ka-

tholischen Lehrer den Kindern seiner Konfession zu ertheilenden
Religionsunterrichtes zu überlassen sein würde. Die neue Ein-

richtung würde übrigens, da für die 2. Klasse ein unverheirai
theter Lehrer in Aussicht zu nehmen ist, die Herstellung gewis-
ser Wirthschaftsräume, falls dieselbe nicht bereits erfolgt sein
sollte, entbehrlich machen, und somit der Gemeinde Ausgaben,
gegen welche die Petition des Schulvorstandes vom 23. De-

zember 1871 ebenfalls gerichtet ist, ersparen, außerdem aber
Vor dem bei längerem Verbleiben des katholischen Lehrers in

feiner jetzigenStellung als alleinstehender Lehrer unabweis-

lichen Ansprüche einer angemessenen Aufbesserung des Dienst-
einkommens schützen. Sollten der erwähnten Behandlung der

Sache die persönlichenVerhältnisse des jetzigen Lehrers an der

katholischen Schule in irgend einer Hinsicht entgegenstehen, so
würde seine Versetzung auf eine entsprechende andere Stelle

herbeizuführensein. s

Die Königliche Regierung wolle die Angelegenheit nach
Maßgabe vorstehender Gesichtspunktein weitere Erwägung neh-
men und über Jhre Entschließunganderweitig berichten.

Der Minister der geistlichen 2e. Angelegenheiten.
Falk-

An
die KöniglicheRe ieruu u N.

U. 14,120.
g g z

Ministerial-Erlaß,die Zahl der Lehrer-stellenan Volksschulenim

Verhältnisszur Schülerzahlbetreffend. Vom 5. Mai 1873.

Berlin, den 5. Mai 1873.

Die Annahme der KöniglichenRegierung, daß bei einer

Schülerzahlvon 80 bis 120 eine Lehrerstelle, bei einer solchen
von 120 bis 200 zwei Lehrerstellen, bei 200 bis 300 Schülern
drei Lehrerstelleu zur Zeit noch als ausreichend angesehen
werden müssen,entspricht dem Sinne der Allgemeinen Verord-

nung- betreffendEinrichtung, Aufgabe und Ziel der preußischen

Volksschulevom lö. Oktober v. J. Es sind demnach diese

Satzkbei Feststellungdes Vedürfnisses neuer Schulstellen im
DOVUgenBezirke mit Recht zur Grundlage genommen worden. &c.

Der Minister der geistlichen 2c. Angelegenheiten.

. · vAn Falk.

dleuiskvignthckseRegierungzu N. ,

Ministerial-Erlaß,die Zuständigkeitfür den Erlaß von Baute-
folnten im Geltungsbereichedes Gesetzes vom 26. Juli 1876

— betreffend. Vom 15. Januar 1877.

. Berlin, den 15. Januar 1877.

»

AUt den Bericht vom 22. Dezember v. J., den Bau des

Kulterschulhausesin N. betreffend, wird das- Nesolut vom 28.
Oktober V· J. hierdurchaufgehoben, weil gemäß §§. 78, 172
des Gesetzesvom 26. Juli v. J. in dem Geltungsbereichedie-
ses Gesetzes nur· die Verwaltungsgerichtefür den Erlaß des

Bauresolutes zuständigsind.
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Indem ich die KöniglicheRegierung unter Rückanschluß
der Original-Anlagen veranlasse, die Betheiligten hiervon in

Kenntniß zu setzen, bemerke ich, daß aus §. 173 des Gesetzes
die Zuständigkeitder Verwaltungsbehördennicht begründetwer-

den kann. Denn die Einleitung von Verhandlungen über die

Ausführung eines Küsterschulbaues macht die Streitfache als

solche nicht anhängig. Dies tritt vielmehr erst dann ein, wenn

sich bei der Verhandlung Streitpuukte ergeben, welche der re-

solutortschen Entscheidung bedürfen. Die Anhängigkeitfällt in

diesen Sachen zusammen mit dem Zeitpunkte, in welchem das

Nesolut zu erlassen ist, und hieraus folgt, daß die Verwaltungs-
behörden seit dem l. Oktober d. J. überhaupt keine Baurefolute
mehr zu erlassen, sondern über hervortretende Streitpunkte die

Entscheidung der Verwaltungsgerichte herbeizuführen haben.
Die entgegengesetzteAuffassung würde dahin führen, die An-

wendung des Gesetzes Vom 26. Juli v. J. noch auf Jahre hin-
auszuschieben, ohne daß hierzu irgend welcher Anlaß vorliegt,
da die einleitenden Verhandlungen auch in Zukunft den Ver-

waltungsbehörden verbleiben, und die Wirksamkeit der Verwal-

tungsgerichte überhaupt nur dann eintritt, wenn sich bei diesen
»

Verhandlungen Streitpunkte ergeben, welche resolutorischer Ent-

scheidung bedürfen.
Hiernach wolle die KöniglicheRegierung in Zukunft ver-

fahren.
An

die KöniglicheRegierung zu N.

Abschrift erhält die KöniglicheRegierung zur Kenntniß-
nahme und gleichmäßigenBefolgung.

Der Minister der geistlichen2c. Angelegenheiten.
»

A
Im Auftrage: Förster.

« U

die Königlichen Regierungen zn Königsberg,
Gumbinnen, Marietuverder, Danzig, Bots-
dam, Stettin, Cöslin, Stralfund, Vreslau,
Liegnitz, Oppelu, Magdeburg, Merseburg,
Erfurt.

Gr. Ill. 5005.

Ministerial-Erlaß,die Matnritätspriisungim Hebräischenin der

Provinz SchleswigsHolsteinbetreffend. Vom 19. Februar 1877.

Berlin, den 19. Februar 1877.

Jn Folge des vom KöniglichenProvinzial-Schulkollegium
in dem Berichte vom 4. Mai v. J. gestellten Antrages, die in

§. 42 des Prüfungs-Reglementsvom 4. Juni 1834 hinsichtlich
des Hebräischengegebene Vorschrift auf die dortige Provinz
auszudehnen, habe ich mich veranlaßt gesehen, zunächstdas Kö-

nigliche Konsistoriumdortiger Provinz zu gutachtlicher Muße-
rung über die Angelegenheit aufzufordern Nachdem sich das-
selbe im Wesentlichen dem Antrage zustimmend ausgesprochen
hat, ordne ich hierdurch an, daß die Vorschrift des §. 42 des

gedachtenPrüfungsreglementsvon Michaelis d. J. ab bei den

Abiturientenprüsungenan den Gymnasien dortiger Provinz zur

Anwendung gebracht wird. Um jedoch solchenSchülern, welche
bereits in die Prima ausgerücktsind, an dem Unterrichte im

Hebräischenaber bisher nicht Theil genommen haben, das Stu-

dium der Theologie nicht in unbilliger Weise zu erschweren, ist
es erforderlich, die Bestimmung des §. 42; wornach Studirende

der Theologie, welche erst nachträglichdurch eine Prüfung Vor

der WissenschaftlichenPrüfungskommisfion die Reife im He-
bräischenerworben haben, von diesem Zeitpunkte ab noch fünf
Semester auf das Studium der Theologie verwenden müssen,
erst allmählichin Kraft treten zu lassen. Ich habe deshalb das

s KöniglicheKonsistorium gleichzeitig ermächtigt,Studirenden der .
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Theologie, welche innerhalb der ersten zwei Jahre von dem Ju-
krafttreten dieses Erlasses (also«bis Michaelis 1879 incl.), ohne
in der Abiturientenprüfung die Reife im Hebräischennachge-
wiesen zu haben, die Universität beziehen, bei ihrer Meldung
zum theologischen Amtsexamen an der Absolvirung der- in §. 42

nach Ablegung der Prüfung im Hebräischenvorgeschriebenen
Studieuzeit einen den besonderen Verhältnissen entsprechenden
Nachlaß zu gewähren.

Das Königliche Provinzial-Cchulkollegium veranlasse ich,
die getroffene Anordnung durch das Amtsblatt znr öffentlichen
Kenntniß zu bringen.

Der Minister der geistlichen2c. Angelegenheiten
Falk.

An
das KöniglicheProviuzial-Schulkollegium zu Kiel

U. II. 259

Ministerial-Erlaß, die Zulassung der Seminarlehrer zur Rekto-

ratsprüfung unter Dispensation von der MittelschullehrersPrü-
fung und die Beschränkungder ersteren Prüfung auf ein be-

"

stimmtes Amt betreffend. Vom 2l. Februar 1877.

Berlin, den 21. Februar 1877.

Dem Königl. Provinzial-Schulkollegium erwidere ich auf
den den Seminarlehrer N. zu N. betreffenden Bericht vom 31.

v. M., daß, wenn Seminarlehrer ausdrücklichbeantragen, erst
die Mittelschullehrer-Prüfungablegen zu dürfen, um dann die

Rektorats-Priifung zu absolviren, ihnen das nicht verwehrt wer-

den kann.
«

Jm Allgemeinen aber sind die Seminarlehrer in Gemäß-

heit des §. 2 Nr. 2 der Prüfungsordnung Ill. vom 15. Okto-

ber 1872 zur Rektoratsprüfung unter Entbindung von der Mit-

telschullehrer-Priifung zuzulassen. Dabei ist ihre Erklärung da-

rüber einzuziehen, ob sie in zwei fremden Sprachen diejenigen
allgemeinen Kenntnisse nachweisen wollen, ohne welche ein Ver-

ständniß für die Methode des betreffenden Unterrichtes nicht

möglich ist und ohne welche ihnen die Leitung einer Schule,
in der fremdsprachlicher Unterricht ertheilt wird, nicht anver-

traut werden kann. Verneinen sie diese Frage, so ist ihre
Prüfung nur als Examen pro loeo anzusehen und diese Be-

schränkungim Priisungszeugnisse auszudrücken.
Dem Königl. Provinzial-Schulkollegium überlasseich, hier-

nach den vorliegenden Fall zu erledigen.
Der Minister der geistlichen 2c. Angelegenheiten

Jm Auftrage: Greifs.
An

das KöniglicheProvinzial-Schulkollegium zu N.
U. III. 523

Ministerial-Erlaß, die Abhaltung des Kolloquiums mit einem

zum GymnafialsDirektor ausersehenen Lehrer durch das Provin-
zialsSchulkollegiumder betreffenden Provinz-betreffend

Vom 27. Februar 1877.

Berlin, den 27. Februar 1877.

Aus den Bericht des KöniglichenProvinzial-Schulkollegiums
vom 10. d. M. erkläre ich mich damit einverstanden, daß die

Bestätigung des zum Direktor des Gymnasiums zu N. gewähl-
teu Rektors Dr. N. von dem Bestehen eines Kolloquiums ab-

hängig gemacht wird. Dagegen vermag ich dem weiteren An-

trage des KöniglichenProvinzial-Schulkollegiums, dies Kollo-

quium bei dem hiesigen Provinzial-Schulkollegium abhalten zu

lassen, nicht beizutreten. Es muß im Allgemeinen als Regel
gelten, daß das Kolloquium bei demjenigen Provinzial-Schul-

360Anzeigen.

kollegium stattfindet,- in dessen Verwaltungsbezirk der Gewählte
event. demnächst eintreten wird, denn es liegt im Interesse
dieser Behörde, bei der Unterredung einen Eindruck von der

ganzen Persönlichkeitdes Mannes und einen Einblick in seine
Ansichten über pädagogische und didaktische Fragen zu gewin-
nen, auf Grund deren sie sich ein eigenes Urtheil über seine
Befähigung zur Leitung einer höheren Lehranstalt zu bilden

vermag. Von dieser Regel im vorliegenden Falle abzugehen,
liegt ein ausreichender Grund nicht vor, da von dem 2c. N.

bei der Leichtigkeit des Verkehrs die Reise nach N. zu diesem
Zwecke ohne Unbilligkeit gefordert werden darf. Jch beauftrage
daher das Königliche Provinzial-Schulkollegium, das Kollo-

quium mit dem Rektor N. abzuhalten.
Der Minister der geistlichen 2c. Angelegenheiten

Falk.
An

das KöniglicheProviuzialiSchulkollegium zu N-
U. 11. 5502.
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